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Prolog: Churchills Kongress

Den Haag, 7. Mai 1948: An diesem Tag trafen sich 722 repräsentative Persön-
lichkeiten aus 28 europäischen Ländern am niederländischen Regierungssitz, um 
über Wege zu einer Einigung Europas zu diskutieren. Sechs ehemalige Premi-
erminister europäischer Länder nahmen an der Veranstaltung teil, ebenso wie 
14  aktive und 45 ehemalige Minister sowie westdeutsche Ministerpräsidenten, 
führende Abgeordnete, Wirtschaftsführer, Gewerkschafter, Kirchenführer, zahl-
reiche Professoren sowie einige Intellektuelle und Künstler. Winston Churchill, 
der britische Premier der Kriegsjahre und nunmehrige Oppositionsführer im Lon-
doner Unterhaus, hielt die Eröffnungsansprache; etwa 40.000 Menschen kamen 
zu einer öffentlichen Kundgebung am dritten Verhandlungstag. Dieser Kongress, 
der bis zum 10. Mai dauerte, war ein Lichtblick in der Ruinenlandschaft, die der 
Zweite Weltkrieg in Europa hinterlassen hatte. Er führte zur Konstituierung der 
Europäischen Bewegung und mittelbar auch zur Gründung des Europarates.1

Vier Antriebskräfte

Der Haager Kongress stand damit am Anfang von Verhandlungen über die Schaf-
fung europäischer Institutionen, die – anders als die Verhandlungen über »eine Art 
föderativer Verbindung« zwischen den europäischen Völkern, die der französische 
Außenminister Aristide Briand im September 1929 der Vollversammlung des Völ-
kerbunds vorgeschlagen hatte – erfolgreich waren und jene Gemeinschaft ins Le-
ben riefen, die heute als »Europäische Union« das Leben der Europäer in starkem 
Maße beeinflusst. In ihm verdichteten sich Bewegungen, die auf die Überwindung 
der Funktionsdefizite der Nationalstaaten und des nationalstaatlichen Ordnungs-
systems in Europa zielten und die zum Teil schon in den Jahren nach dem Ersten 
Weltkrieg entstanden waren. Sie wurden von vier ganz unterschiedlichen Motiven 
angetrieben, zwischen denen freilich ein enger Zusammenhang bestand.2

Zunächst war dies das Problem der zwischenstaatlichen Anarchie, Auslöser 
aller »klassischen« Friedenssicherungspläne von Dante bis Kant: Als die Ent-
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wicklung der modernen Kriegstechnik Millionen von Menschen zu Kriegsopfern 
werden ließ und die wirtschaftlichen Schäden im Zeitalter der Kabinettskriege 
ungeahnte Ausmaße annahmen, wurde dieses Problem immer drängender. Die 
Erfahrung des verheerenden Ersten Weltkriegs führte darum zu einer Fülle eu-
ropäischer Friedensinitiativen, von denen der »Paneuropa«-Feldzug des Grafen 
Richard Coudenhove-Kalergi und Briands Europaplan nur die spektakulärsten 
waren. Als die Friedensordnung von Versailles ab 1938 schrittweise zerbrach, er-
hielt diese Bewegung einen weiteren Schub. »Man kann es vor aller Welt mit 
tiefster und unbeugsamster Überzeugung aussprechen«, schrieb etwa im Frühjahr 
1941 der französische Sozialistenführer Léon Blum, Ministerpräsident der Volks-
front-Regierungen von 1936 bis 1938: »Aus diesem Krieg müssen endlich durch 
und durch starke internationale Einrichtungen und eine durch und durch wirk-
same internationale Macht hervorgehen, sonst wird er nicht der letzte gewesen 
sein.«3

Ein besonderer Aspekt des Problems der Friedenssicherung war die deutsche 
Frage: Wie sollte man sich Deutschland, das seit 1871 die stärkste Nation in der 
Mitte des europäischen Kontinents war, entfalten lassen, ohne gleichzeitig unter 
eine Hegemonie der Deutschen zu geraten? Oder umgekehrt: Wie ließen sich 
die Deutschen kontrollieren, ohne durch einseitige Diskriminierung neuen Re-
vanchismus hervorzurufen? »Um den Widerspruch zu lösen«, so wiederum Blum 
stellvertretend für viele Autoren des Widerstands gegen die deutsche Besatzung 
und das nationalsozialistische Regime, und »um die Unschädlichkeit Deutsch-
lands in einem friedlichen und gesicherten Statut zu erreichen, gibt es einen ein-
zigen Weg: die Eingliederung der deutschen Nation in eine internationale Ge-
meinschaft.«4 Dies bedeutete also etwa nicht nur eine Kontrolle des Ruhrgebiets, 
sondern eine gemeinsame Lenkung der gesamten europäischen Schwerindust-
rie – und ebenso nicht nur eine Beschränkung der deutschen Militärhoheit, son-
dern ein gemeinsames Kommando für alle europäischen Streitkräfte. Nach den 
Erfahrungen des Scheiterns der Friedensordnung von Versailles und des Aufstiegs 
des Nationalsozialismus war dies ein Argument, das besonders viel Plausibilität 
für sich beanspruchen konnte.

Ein dritte Schwäche des Nationalstaatensystems ergab sich aus der Entwick-
lung der Produktivkräfte des industriellen Zeitalters: Die nationalen Märkte in 
Europa wurden – je länger, desto deutlicher – für rationale Produktionsweisen 
zu eng. Ihre wechselseitige Abschottung war nur temporär und sektoral sinnvoll; 
langfristig führte sie zu einem Verlust an Produktivität. Das hatte einen volks-
wirtschaftlichen und einen machtpolitischen Aspekt; vor allem in Gestalt der 
US-amerikanischen Konkurrenz waren beide seit den 1920er Jahren präsent. Ent-
sprechend zahlreich waren die Einigungsinitiativen im wirtschaftlichen Bereich. 
Auch hier sorgte die Erfahrung des Zweiten Weltkriegs für einen zusätzlichen 
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Motivationsschub: Während die Europäer ihre Ressourcen im Zweiten Weltkrieg 
weitgehend verschlissen, weiteten die USA ihr Produktionsvolumen um mehr als 
das Doppelte aus, was durch ihre Funktion als wichtigster Materiallieferant der 
Anti-Hitler-Koalition ebenso begünstigt worden war wie durch die Abwesenheit 
der europäischen Länder vom Weltmarkt.

Ein vierter Motivationskomplex für europäische Einigungsinitiativen ist damit 
ebenfalls schon angesprochen: das Streben der Europäer nach Selbstbehauptung 
gegenüber den neuen Weltmächten. Sowohl die Sorge vor einer wirtschaftlichen 
und politischen Übermacht der USA als auch die Furcht vor einer Expansion 
der bolschewistischen Revolution waren schon in den 1920er Jahren Motive für 
europäische Einigungspläne. Beide wurden durch die machtpolitischen Ergeb-
nisse des Zweiten Weltkriegs verstärkt. Mit den USA als Weltführungsmacht und 
der Sowjetunion als stärkster Militärmacht des europäischen Kontinents verlo-
ren bisherige Interessendivergenzen zwischen europäischen Nationalstaaten an 
Bedeutung – zugunsten des gemeinsamen Interesses an Autonomie und an der 
Vermeidung eines militärischen Konflikts zwischen den beiden Hauptsiegern des 
Krieges.

»Sich einigen oder untergehen«, wie es 1939 der Führer der britischen Labour 
Party, Clement Attlee, Premierminister der Jahre 1945 bis 1951, so einprägsam 
formulierte,5 wurde damit zu einer in mehrfacher Hinsicht plausiblen Parole – 
und zwar schon unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg und sichtbar werdend in 
der Kritik an dem Ungenügen der Friedensordnung von Versailles; dann erneut, 
seit mit dem Münchener Abkommen deutlich wurde, dass die Ordnung von Ver-
sailles nicht mehr hielt; und schließlich verstärkt, seitdem sich 1943 der Sieg der 
Anti-Hitler-Koalition abzeichnete. Diese Parole faszinierte in den unterschied-
lichsten politischen Lagern, sie verband über nationale Grenzen hinweg, und sie 
war – das muss der späteren Fixierung auf den Ost-West-Konflikt und der daraus 
resultierenden ahistorischen Position gegenüber den Ländern, die bis 1990 zum 
sowjetischen Block gehört hatten, entgegengehalten werden – auch keineswegs 
nur ein westeuropäisches Phänomen. Die europäischen Verbände hatten ihre Sek-
tionen genauso in Prag und in Budapest wie in Paris oder in Brüssel.6

Die zahlreichen Einigungspläne, die in der Résistance, dem Widerstands-
kampf gegen den Nationalsozialismus, überall in Europa entwickelt worden wa-
ren, verdichteten sich bei Kriegsende freilich nicht sogleich zu einer konkreten 
Einigungspolitik. Stalin blockierte jede Art von Zusammenschlüssen im östlichen 
Europa (und zwar so konsequent, dass die entsprechenden Pläne ganz aus der 
Erinnerung verschwunden sind); gleichzeitig drohte jeder Schritt zur Einigung 
im Westen Europas die Spaltung des Kontinents in Ost und West zu vertiefen. 
Damit wurde es fragwürdig, mit Einigungsinitiativen dem Ziel der Friedenssiche-
rung gerecht zu werden. Entsprechend schreckten jetzt viele Handlungsträger vor 
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substanziellen Entscheidungen zurück, darunter auch – und das war angesichts 
der Machtverhältnisse unter Hitlers Gegnern in Europa entscheidend – die bri-
tische Regierung unter Winston Churchill. Frankreich verstrickte sich unter der 
Führung von Charles de Gaulle zudem in die Forderung nach Abtrennung der 
linksrheinischen Territorien und des Ruhrgebiets vom deutschen Staatsverband, 
die bei den britischen Verbündeten wenig Gegenliebe fand.

Churchill war dann aber der erste europäische Politiker von Rang, der das 
Thema der europäischen Einigung nach dem Ende des Krieges wieder auf die 
Agenda der internationalen Politik setzte. Nachdem er im Juli 1945, just nach 
seinem mühsam errungenen Sieg über Hitler, von den Wählern in die Oppo-
sition geschickt worden war, begann er im Winter 1945/46, sich Sorgen über 
die Gefahr einer Expansion des sowjetischen Machtbereichs über den »Eisernen 
Vorhang« hinaus zu machen. In einer spektakulären Rede in Fulton im ameri-
kanischen Bundesstaat Missouri am 5. März 1946 warnte er zum ersten Mal öf-
fentlich vor den »expansionistischen und Bekehrungstendenzen« Sowjetrusslands 
und des internationalen Kommunismus.7 Um die Gefahr einer solchen Expan-
sion zu bannen, erschien es ihm jetzt notwendig, die Einigung jener europäischen 
Länder in die Wege zu leiten, die außerhalb des sowjetischen Machtbereichs ver-
blieben waren. Ihren Zusammenschluss betrachtete er als Voraussetzung nicht 
nur für die wirtschaftliche Gesundung Europas, sondern auch für eine Stabilisie-
rung der Demokratie. Darum forderte er in einer weiteren Rede am 19. Oktober 
1946, diesmal vor Züricher Studenten, »eine Art Vereinigte Staaten von Europa 
zu schaffen«, beruhend auf einer »Partnerschaft von Frankreich und Deutsch-
land«. Großbritannien sah er dabei eher unter den »Förderern des neuen Europa« 
als unter seinen Mitgliedern; freilich sollte es eine höchst aktive Rolle bei seiner 
Konstituierung spielen.8

Um die Mobilisierung der öffentlichen Meinung voranzutreiben, beauftragte 
Churchill seinen Schwiegersohn und engen politischen Mitstreiter Duncan San-
dys mit der Organisation einer überparteilichen Gruppe repräsentativer Persön-
lichkeiten, die den europäischen Einigungsgedanken in Großbritannien fördern 
sollten. Sandys’ Bemühungen trugen bald Früchte: Am 16. Januar 1947 konnte er 
ein provisorisches »British United Europe Committee« präsentieren, dem neben 
konservativen Abgeordneten (unter anderen Robert Boothby) auch Labour-Poli-
tiker und Gewerkschaftsvertreter (Gordon Land, George Gibson, Victor Gol-
lancz), Vertreter der liberalen Partei, der Kirchen und der Wissenschaft (darunter 
Bertrand Russell) angehörten; die britischen Föderalisten waren unter anderen 
mit Frances L. Josephy vertreten. Allerdings sprach sich das Exekutivkomitee der 
regierenden Labour Party gegen das Unternehmen aus, weil es weder Churchills 
Idee einer westlichen Blockbildung fördern noch dem damaligen Oppositions-
führer eine Plattform für innenpolitische Erfolge bieten wollte. Infolgedessen 


